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Pressemitteilung
GEW: „BAföG-Reform statt Sozialabbau!“ 
Bildungsgewerkschaft kritisiert Stopp der 30. BAföG-Novelle - Petition gestartet 


 „Ein Jahr nach der Ankündigung im schwarz-roten Koalitionsvertrag war die Bundesregierung drauf und dran, das Gesetzgebungsverfahren für die Novellierung der Ausbildungsförderung auf den WEg zu bringen. Die Studierenden auf die überfällige Erhöhung der BAföG-Wohnpauschale und des Grundbedarfs hoffen, nachdem sich Finanzminister Lars Klingbeil (SPD) und Forschungsministerin Dorothee Bär (CSU) auf die Finanzierung geeinigt hatten. Doch dann sprach sich Unionsfraktionschef Jens Spahn (CDU) gegen Verbesserungen beim BAföG – wie auch bei anderen Sozialleistungen wie Elterngeld, Bürgergeld und Wohngeld – aus. Prompt nahm das Bundeskabinett Bärs Gesetzentwurf von der Tagesordnung – ein Armutszeugnis“, so der GEW-Stadtverbandsvorsitzende Ulrich Thoden. 

 

GEW-Geschäftsführer Carsten Peters: „Wer macht eigentlich die Hochschulpolitik der Bundesregierung? Die Bundesforschungsministerin nach Maßgabe der klaren Festlegungen von Union und SPD im Koalitionsvertrag? Oder der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, der Pfingsten nutzte, um zum Halali auf den Sozialstaat zu blasen? Die Koalitionsparteien CDU, CSU und SPD müssen jetzt ein Machtwort sprechen und auf die Umsetzung der vereinbarten Novelle pochen – BAföG-Reform statt Sozialabbau."

 

„Eine zukunftsfähige BAföG-Reform ist eine Investition in Chancengleichheit, Bildungsgerechtigkeit, Fachkräftesicherung und gesellschaftlichen Zusammenhalt“, betonen die Gewerkschafter. „Angesichts steigender Lebenshaltungskosten, hoher Mieten und wachsender sozialer Ungleichheit braucht es eine grundlegende Modernisierung der Ausbildungsförderung. Dazu gehören eine sofortige und deutliche Anhebung der Bedarfssätze, eine realistische Anpassung der Wohnpauschale an die tatsächlichen Mietkosten sowie höhere Freibeträge, damit endlich wieder mehr junge Menschen gefördert werden." Derzeit gingen acht von neun Studierenden beim BAföG komplett leer aus.

  

Dagegen wehrt sich ein Bündnis aus Studierendenvertretungen und Gewerkschaften mit der Petition „Versprochen ist versprochen - BAföG jetzt retten!“. An die Adresse von Bär, Spahn, Bundesfinanzminister Lars Klingbeil (SPD) und SPD-Fraktionschef Matthias Miersch formulieren sie darin diese sechs Forderungen: 
-Bedarfssätze und Wohnkostenpauschale müssen der Lebensrealität entsprechen - kein BAföG unterhalb der Armutsgrenze!

-Elterneinkommensfreibeträge müssen deutlich erhöht werden.  
-automatische und regelmäßige Anpassung von Bedarfssätzen und Wohnkostenpauschale sowie von Freibeträgen an die Inflationsrate und die 
  Einkommensentwicklung 
-vollständige Digitalisierung des Antrags-, Bearbeitungs- und Bewilligungsprozesses 
-drastische Vereinfachung der Anträge und Verlängerung der Bewilligungszeiträume 
-Ausfinanzierung der Studierendenwerke und der BAföG-Ämter 

  
CDU/CSU und SPD hatten eine Erhöhung der Wohnkostenpauschale auf 440 Euro pro Monat, eine Dynamisierung der Freibeträge sowie eine dauerhafte Anpassung des Grundbedarfs an das Grundsicherungsniveau versprochen. Außerdem sollte der BAföG-Bezug vereinfacht, digitalisiert und beschleunigt werden. Die Maßnahmen sollten zum Schuljahresbeginn beziehungsweise zum Wintersemester 2026/27 in Kraft treten.  

 

Petition für besseres BAföG gestartet


Die GEW und weitere Organisationen (DGB; verdi und fzs) haben eine Petition gestartet und betonen: „Es wäre ein fatales Zeichen, wenn die Regierungsparteien ihr BAföG-Versprechen aus dem Koalitionsvertrag nicht einhalten.“ 

Die stark steigenden Mieten in den Hochschulstädten sowie die gestiegenen Preise für Lebensmittel und Energie setzten den Studierenden enorm zu. Zwei Drittel von ihnen arbeiteten neben dem Vollzeitstudium, und zwar im Durchschnitt 15 Stunden pro Woche, auch in der Vorlesungszeit. Die Armutsgefährdungsquote sei unter Studierenden mehr als doppelt so hoch wie in der Gesamtbevölkerung. 

„Angesichts steigender Lebenshaltungskosten und explodierender Mieten brauchen wir noch in diesem Herbst eine kräftige Anhebung von Wohnpauschale, Bedarfssätzen und Freibeträgen", so die Gewerkschafter.

 

Hier geht es zur Petition:

Versprochen ist versprochen - BAföG jetzt retten! | WeAct 

 

